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Antwort der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürn- 
berg) und der Fraktion der CDU/CSU betreffend Lage der Städte 

und Gemeinden 

— Drucksache VI/2429 — 


1 . 

Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage 'der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg) 
und der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

Die Bundesregierung hat sich bereits in ihrer Ant- 
wort auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Arbeitsprogramm der Bundesregie- 
rung zu innenpolitischen Vorhaben vom 12. März 
1971 — Drucksache VI/1953 — zu den Fragen der 
finanziellen Auswirkungen der in Aussicht genom- 
menen Reformmaßnahmen für die Länder und Ge- 
meinden und ihrer Konsequenzen für die Steuerver- 
teilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
geäußert. 

Außerdem hat die Bundesregierung schon auf der 
16. Hauptversammlung des Deutschen Städtetages 
in München durch den Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen zu den dort vorgetragenen 
Anliegen der deutschen Städte Stellung genommen. 
Sie hat dabei erneut bestätigt, daß sie die finanzielle 
Lage der Gemeinden mit besonderer Aufmerksam- 
keit verfolgt und bereit ist, gegebenenfalls Maß- 
nahmen zu treffen, um im Rahmen einer abgewoge- 
nen Gesamtplanung eine angemessene Aufgaben- 
erfüllung auch im gemeindlichen Bereich sicherzu- 
stellen. 

Für das laufende Jahr sind Maßnahmen zur Ver- 
stärkung der Gemeindefinanzen nicht vorgesehen; 
sie werden von den kommunalen Spitzenverbänden 
auch nicht erwartet. Für die Zeit ab 1. Januar 1972 
wird die Bundesregierung gesetzliche Maßnahmen 
Vorschlägen, die über die Ergebnisse des Gemeinde- 
finanzreformgesetzes hinaus zu einer weiteren Ver- 
stärkung der Finanzkraft der Gemeinden führen 
werden. 

2 , 

Die Einzelfragen der Großen Anfrage werden wie 
folgt beantwortet: 

Frage 1 

Hält die Bundesregierung den „Münchner Appell 
der deutschen Städte" anläßlich der 16. Ordent- 
lichen Hauptversammlung des Deutschen Städte- 
tages in München vom 25. bis 27. Mai 1971 „Rettet 
unsere Städte jetzt!" für sachlich zutreffend und 
politisch dringlich? Stimmt sie insbesondere der 


These des Deutschen Städtetages „Zuerst Stabi- 
lität und dann Priorität" zu, und welche Schritte 
beabsichtigt sie zu unternehmen, um dem Ver- 
langen der Gemeinden gerecht zu werden? 

Die Bundesregierung hat den Appell, den der Deut- 
sche Städtetag an die Öffentlichkeit gerichtet hat, 
schon auf der 16. Ordentlichen Hauptversammlung 
in München unterstützt. Der Appell sollte nach den 
Erklärungen des Deutschen Städtetages die viel- 
fältigen und dringenden Probleme der Städte, insbe- 
sondere die Fragen des Bodenrechts, des Verkehrs, 
des Umweltschutzes, der Städtesanierung, der Ge- 
sundheitspflege und des Schulwesens stärker in das 
allgemeine politische Bewußtsein heben. Der Deut- 
sche Städtetag hat damit Fragen angesprochen, an 
deren Lösung die Bundesregierung im Rahmen ihres 
Reformprogramms mit Nachdruck arbeitet. Sie hat 
dies u. a. bereits in der Beantwortung der Großen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 
VI/1953 — eingehend dargelegt. 

Zu den finanzpolitischen Forderungen des Appells 
kann die Bundesregierung mit Genugtuung feststel- 
len, daß der Deutsche Städtetag in klarer Erkenntnis 
der volkswirtschaftlichen Gegebenheiten und in vol- 
ler Übereinstimmung mit der von der Bundesregie- 
rung verfolgten Konjunkturpolitik den von ihr er- 
griffenen Maßnahmen zur Sicherung der Stabilität 
den Vorrang zuerkannt hat. 

Die hohe Dringlichkeit, die den gemeindlichen Auf- 
gaben von der Bundesregierung zuerkannt wird, er- 
gibt sich im übrigen aus dem dargelegten Zusam- 
menhang der wichtigsten Aufgaben mit dem Reform- 
programm der Bundesregierung. Die unabweisbare 
Pflicht der Bundesregierung, unter Abwägung der 
Dringlichkeit der verschiedenen Aufgaben im Rah- 
men eines ausgewogenen Gesamthaushalts für eine 
angemessene Berücksichtigung aller notwendigen 
öffentlichen Aufgaben zu sorgen, schließt es jedoch 
aus, den Aufgaben der Gemeinden oder eines ande- 
ren Aufgabenträgers absolute Priorität einzuräu- 
men. 

Frage 2 

ln welchem Umfang sind Städte und Gemeinden 
an der Durchführung „innerer Reformen" im 
Sinne der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 beteiligt, und welcher Finanzaufwand ist 
dafür mittel- und langfristig erforderlich? 
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Diese Fragen sind inhaltlich in den Fragen D 1 und 
E der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
vom 16. Dezember 1970 — Drucksache VI/ 1620 — 
enthalten, in denen nach der Abstimmung der finan- 
ziellen Planungen der Bundesregierung für die Ver- 
wirklichung der Reformen mit den Ländern und 
Gemeinden und nach den finanziellen Konsequenzen 
des Reformprogramms für die Steuerverteilung 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sowie für 
den Finanzausgleich gefragt wurde. Die Bundes- 
regierung verweist daher zur Vermeidung von Wie- 
derholungen auf die hierauf erteilten Antworten 
(vgl. Drucksache VI/ 1953). 

Frage 3 

Wie groß ist der Anteil der Gemeinden an den 
Investitionen der öffentlichen Hand insgesamt? 
Wie hat sich dieser seit 1961 entwickelt, und 
wie verteilt sich das kommunale Kontingent auf 
die Bereiche des gemeindlichen Gemeingebrauchs 
und Gemeinbedarfs (Gemeinschaftseinrichtun- 
gen)? 

Der Anteil der Sachinvestitionen (Bauten, Neuan- 
schaffungen und Grunderwerb) der Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) an den Sachinvestitionen des 
öffentlichen Gesamthaushalts hat sich von 1961 bis 
1970 wie folgt entwickelt: 


1961 

64,2 

v. H. 

1962 

65,4 

V. H. 

1963 

65,6 

V. H. 

1964 

67,0 

V. H. 

1965 

64,9 

V. H. 

1966 

64,3 

V. H. 

1967 

58,4 

V. H. 

1968 

63,2 

V. H. 

1969 

62,2 

V. H. 

1970 

62,5 

V. H. 1) 


Von den Sachinvestitionen der Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) entfielen auf die einzelnen Auf- 
gabenbereiche die folgenden Anteile (Ergebnisse 
der Finanzstatistik); 


Aufgabenbereiche 

1901 1 

1965 1 1967 

Anteile in v. H. 

1969 

Verkehr 

27,7 

26,7 

29,9 

31,2 

Gemeindliche An- 
stalten und Ein- 
richtungen 

19,6 

20,6 

19,6 

19,9 

Unterricht 

18,4 

19,9 

19,6 

18,0 

Allgemeine 

Finanzen 

8,4 

7,4 

6,5 

7,8 

Gesundheit, Sport 
und Leibes- 
übungen . 

7,2 

8,1 

8,1 

7,3 j 

Wirtschafts- 
unternehmen .... 

4,9 

4,7 

5,2 

5,2 

! Übrige Aufgaben- 
bereiche 

j 13,8 

12,5 

11,2 

10,6 


0 Schätzung 


Eine Aufteilung auf die Bereiche des gemeindlichen 
Gemeingebrauchs und Gemeinbedarfs wurde nicht 
vorgenommen, da es hierfür weder eine allgemein 
anerkannte Abgrenzung gibt noch die statistischen 
Unterlagen vorhanden sind. 

Frage 4 

Wie hoch sind die rentierlichen und unrentier- 

lichen Schulden der Gemeinden, und wie wirken 

sich diese auf die dauernde finanzielle Leistungs- 
fähigkeit der Gemeinden aus? 

Die Gesamtschulden der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) aus Kreditmarktmitteln haben Ende 1970 etwa 
40 Mrd. DM betragen. Die Belastung durch den 
Schuldendienst wird für 1971 auf 4,9 Mrd. DM 
(2,7 Mrd. DM Tilgung, 2,2 Mrd. DM Zinsen), d. h. 
rund 8 v. H. der Gesamtausgaben geschätzt. 

Der Anteil der sogenannten „rentierlichen Schulden" 
an den gesamten Neuschulden der Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) beträgt nach der Schuldenstatistik 
des Statistischen Bundesamtes Ende 1970 50,5 v. H. 
gegenüber 56,5 v. H. Ende 1965. Der Anteil der 
„rentierlichen Schulden" an den gesamten Neu- 
schulden ist demzufolge leicht zurückgegangen. 

Unter den „rentierlichen Schulden" werden die 
Schulden für den Aufgabenbereich „Wirtschafts- 
unternehmen" und für solche Aufgabenbereiche an- 
gesehen, bei denen der Schuldendienst durch Ko- 
stendeckung oder von Dritten aufgebracht wird. Die 
Zuordnung zu den „rentierlichen Schulden" erfolgt 
also nach bestimmten Aufgabenbereichen; sie ent- 
hält damit ein sehr schematisches Element. Für Be- 
rechnungen der finanziellen Leistungsfähigkeit der 
Gemeinden ist die Unterteilung nach rentierlichen 
und unrentierlichen Schulden nur bedingt geeignet. 


Frage 5 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Gemeinden in Fortführung der Finanzreform zur 
Bewältigung ihrer wachsenden Aufgabenlast eine 
bessere finanzielle Ausstattung einzuräumen? 

Die Bundesregierung hält eine bessere finanzielle 
Ausstattung der Gemeinden zur Bewältigung der den 
Gemeinden zufallenden Aufgaben der Daseinsvor- 
sorge für erwünscht, über die nachhaltige Verstär- 
kung der gemeindlichen Steuereinnahmen durch das 
Gemeindefinanzreformgesetz hinaus wird die Bun- 
desregierung einen Gesetzentwurf über eine Er- 
höhung der Mineralölsteuer um 4 Pf je Liter ab 
1. Januar 1972 vorlegen, von denen 3 Pf je Liter 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden bereitgestellt werden sollen. Außerdem 
werden die Gemeinden über den Steuerverbund an 
der in Aussicht genommenen Erhöhung des Länder- 
anteils an der Umsatzsteuer teilhaben. 

Frage 6 

Was gedenkt die Bundesregierung für eine bes- 
sere Koordinierung ihrer Raumordnungs- und 
Strukturpolitik zu tun, und welche Maßnahmen 
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sieht sie vor, damit die Aufgaben des Umwelt- 
schutzes und einer planvollen Erneuerung und 
Entwicklung unserer Gemeinden besser und 
schneller bewältigt werden können? 

ln der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
hat die Bundesregierung angekündigt, ein Bundes- 
raumordnungsprogramm als Koordinierungsinstru- 
ment für die Raumordnungs- und Strukturpolitik des 
Bundes aufzustellen. Im Rahmen dieses Programms 
soll auch die Koordinierung der Raumordnungs- 
politik des Bundes und der Landes- und Regional- 
planung der Länder und damit die kommunale, 
regionale und überregionale Infrastrukturausstat- 
tung verbessert werden. Die Ministerpräsidenten der 
Länder haben im Oktober 1970 die Bereitschaft der 
Länder erklärt, ein solches Programm gemeinsam 
mit dem Bund zu erarbeiten. Inzwischen haben sich 
Bund und Länder bereits über die Grundlinien und 
den Rahmen des Bundesraumordnungsprogramms 
geeinigt. 

Für das Bundesraumordnungsprogramm bilden die 
von den Ländern aufgestellten Programme und 
Pläne wesentliche Grundlagen. Nach Maßgabe der 
Landesplanungsgesetze sind die kommunalen Ge- 
bietskörperschaften und ihre Vertretungen an der 
Aufstellung dieser Programme und Pläne beteiligt. 
Außerdem gehören nach § 9 des Raumordnungsge- 
setzes des Bundes dem Beirat für Raumordnung Ver- 
treter der kommunalen Selbstverwaltung an. Der 
Beirat für Raumordnung ist bereits intensiv in die 
Erarbeitung des Bundesraumordnungsprogramms 
eingeschaltet. 

Die Hauptaufgabe des Bundesraumordnungspro- 
gramms wird darin bestehen, die raumordnerischen 
Zielsetzungen in den Programmen und Plänen des 
Bundes und der Länder zu einem koordinierten 
raumordnerischen Zielsystem für das Bundesgebiet 
zusammenzuführen und darauf die raumbedeut- 
samen Planungen und Maßnahmen des Bundes aus- 
zurichten. Eine verbesserte Koordinierung wird das 
Programm vor allem dadurch bewirken, daß den 
Ländern und Gemeinden aufgezeigt wird, welche 
abgestimmte Raumordnungs- und Strukturpolitik 
der Bund langfristig betreiben will. Im übrigen ist 
das beabsichtigte Bundesraumordnungsprogramm in 
der Beantwortung der Großen Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU — Drucksache W1953 — erläutert. 

Die Bundesregierung sieht in der Lösung der Um- 
weltprobleme einen Schwerpunkt ihrer Arbeit. Im 
Vorgriff auf das Umweltprogramm, das die Grund- i 
läge für eine auf lange Sicht angelegte Umwelt- 
politik gibt, wurden die dringendsten Umweltpro- 
bleme bereits mit dem Sofortprogramm vom 17. Sep- 
tember 1970 in Angriff genommen. Die darin für 
den Bereich des Bundesministers des Innern ange- 
kündigten Gesetzentwürfe sind schon verabschiedet 
(Gesetz zur Verminderung von Luftverunreinigun- 
gen durch Bleiverbindungen in Ottokraftstoffen für 


Kraftfahrzeugmotore) oder befinden sich im Gesetz- 
gebungsgang: Der Entwurf des Gesetzes zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft- 
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Einwirkungen (Bundesimmissionsschutzge- 
setz) sowie der Entwurf des 4. Gesetzes zur Ände- 
rung des Wasserhaushaltsgesetzes sind dem Bundes- 
rat zugeleitet worden. Die Abfallwirtschaft soll vor 
allem durch das dem Deutschen Bundestag vorlie- 
gende Abfallbeseitigungsgesetz — Drucksache 
V1/24Ü1 — einheitlich geordnet werden. Vorausset- 
zung für einen besseren bundeseinheitlichen Um- 
weltschutz wird jedoch die Übertragung der kon- 
kurrierenden Gesetzgebungskompetenz auf den 
Bund sein. Die Gemeinden erhalten finanzielle Hil- 
fen aus dem ERP-Sondervermögen. Zum Beispiel 
sind zur Reinhaltung der Gewässer die ERP-Kredite 
zum Bau von Kläranlagen von 20 Millionen DM 
(1970) auf 157 Millionen DM (1971) erhöht worden. 
Für 1972 sind 174 Millionen DM vorgesehen. Im 
Umweltprogramm der Bundesregierung, dessen Ent- 
wurf fertiggestellt ist, sind neben den erwähnten 
Maßnahmen des Bundes u. a. auch Anregungen und 
Vorschläge enthalten, auf welche Weise die Auf- 
gaben des Umweltschutzes, soweit sie in den Ver- 
antwortungsbereich der Gemeinden fallen, von die- 
sen besser und schneller bewältigt werden können. 
Das Programm wird den Ländern und den kommu- 
nalen Spitzenverbänden in Kürze zugehen. 

Der Bundesgesetzgeber hat mit dem nunmehr in 
Kraft getretenen Städtebauförderungsgesetz die not- 
wendigen rechtlichen Handhaben zur Verfügung ge- 
stellt, um Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
mit der gebotenen Beschleunigung durchführen zu 
können. Besonders hinzuweisen ist auf den § 72, in 
dem festgestellt wird, daß die Städtebauförderung 
auf der Grundlage von Programmen der Länder für 
die städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen erfolgt und daß die Maßnahmen mit 
anderen vom Bund oder von den Ländern geförder- 
ten oder durchgeführten Maßnahmen, insbesondere 
der Raumordnung, der Wirtschaft, der Landwirt- 
schaft, des Verkehrs oder der Wissenschaft, abzu- 
stimmen sind. Die Bundesregierung wird sicherstel- 
len, daß bei der Aufstellung des Bundesprogramms 
nach dem Städtebauförderungsgesetz die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung und damit die 
Verbesserung der Siedlungsstruktur gefördert wer- 
den. Unterstützung in der Städtebaupolitik der Bun- 
desregierung kann von dem nach § 89 zu bildenden 
Deutschen Rat für Stadtentwicklung erwartet wer- 
I den. Diesem Gremium gehören neben Vertretern 
des Bundes, der Länder und der Wissenschaft auch 
Vertreter der Gemeinden und der Gemeindever- 
bände an. Der Bund stellt nach dem Städtebauförde- 
rungsgesetz in den Haushaltsjahren 1971 bis 1973 
für Maßnahmen nach diesem Gesetz einen Bin- 
dungsrahmen von 450 Millionen DM zur Verfü- 
gung. Ab 1974 stellt der Bund aus allgemeinen 
Deckungsmitteln weitere Beträge bereit. 
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